
 

  

S 12 RA 318/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RA 318/00
Datum 30.05.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 RA 240/01
Datum 24.07.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 30.
Mai 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Qualifikationsgruppeneinstufung fÃ¼r Zeiten nach
dem Fremdrentengesetz (FRG) streitig.

Die am 1947 geborene KlÃ¤gerin, die als Vertriebene anerkannt ist, ist am 2.9.1985
aus RumÃ¤nien in die Bundesrepublik Deutschland zugereist. Seit 12.11.1990 ist sie
deutsche StaatsangehÃ¶rige. Nach ihren Angaben im Antrag auf KontenklÃ¤rung
von Januar 1992, bestÃ¤tigt durch Zeugnisse und Eintragungen im Arbeitsbuch,
hatte sie in RumÃ¤nien folgenden Ausbildungs- und beruflichen Werdegang
aufzuweisen:

01.10.1965 â�� 30.6.1968 dreijÃ¤hriges pÃ¤dagogisches Institut an der Hochschule
fÃ¼r Leibeserziehung in O.: Abschluss mit Diplom/Staats prÃ¼fung: Lehrerin in der

                               1 / 8



 

Fachrichtung "medizinische KÃ¶rperkultur" 15.10.1968 â�� 31.8.1969 Sportlehrerin
an der Techniker-Schule in O. 01.09.1969 â�� 31.8.1985 Sportlehrerin an der
Volksschule in O.

Die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA) stellte den Antrag wegen
der hohen Belastung durch die Folgen der Wiedervereinigung zurÃ¼ck. Auf
erneuten Antrag vom September 1995 stellte sie dann mit bestandskrÃ¤ftigem
Bescheid vom 11.12.1995 folgende Beitragszeiten nach dem Fremdrentengesetz
(FRG) i.V.m. Anlagen 13 und 14 zum SGB VI fest:

15.10.1968 â�� 31.8.1969 Qualifikationsgruppe 2, Bereich 19 01.09.1969 â��
31.8.1985 Qualifikationsgruppe 2, Bereich 18.

Der Antrag von MÃ¤rz 1998 auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit
wurde zunÃ¤chst abgelehnt (Bescheid vom 6.8.1998). Nach Widerspruch und
weiterer Begutachtung auf orthopÃ¤dischem und lungenÃ¤rztlichem Gebiet
gewÃ¤hrte die Beklagte mit streitigem Bescheid vom 30.12.1998 Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 1.4.1998. Dem weiteren Widerspruch half die Beklagte
insoweit ab, als sie nunmehr die in RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten Zeiten als
nachgewiesene Zeiten (6/6 statt 5/6) berÃ¼cksichtigte (Bescheid vom 15.6.1999).

Im Ã�brigen wurde der Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 21.8.2000
zurÃ¼ckgewiesen. Eine hÃ¶here Rente komme nicht in Betracht. Bei der Rente der
KlÃ¤gerin wÃ¼rden die Entgeltpunkte gem. Â§ 22 Abs.1 FRG i.V.m. Â§ 256 b Abs.1
Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 8 SGB VI nach neuen Bewertungskriterien ermittelt.
MaÃ�geblich sei nicht mehr die Leistungsgruppeneinstufung nach dem
Fremdrentenrecht, sondern die Einstufung der BeschÃ¤ftigung in eine der in Anlage
13 zum SGB VI genannten Qualifikationsgruppen. Die KlÃ¤gerin habe im Juni 1968
das dreijÃ¤hrige PÃ¤dagogische Institut an der FakultÃ¤t fÃ¼r KÃ¶rpererziehung als
Sportlehrerin in O. abgeschlossen. Eine Einstufung in die Qualifikationsgruppe 1
(Hochschulabsolventen) komme nicht in Betracht, da nach den hier einschlÃ¤gigen
Vorschriften des Beitrittsgebiets ein mindestens vierjÃ¤hriger Studiengang
vorliegen mÃ¼sse, um als gleichwertig anerkannt zu werden. Der von der KlÃ¤gerin
abgeschlossene dreijÃ¤hrige Studiengang in RumÃ¤nien stehe dagegen nur einem
DDR-Fachschulabschluss gleich, der in die Qualifikationsgruppe 2 einzuordnen sei.
Im Ã�brigen werde die HÃ¶he der Rentenleistung nicht substantiiert angegriffen. Ob
Â§ 22 Abs. 4 FRG in der Fassung des Wachstums- und
BeschÃ¤ftigungsfÃ¶rderungsgesetzes (WFG) vom 25.9.1996 verfassungswidrig sei,
prÃ¼fe derzeit das Bundesverfassungsgericht. Solange ruhe das Verfahren der
KlÃ¤gerin.

In ihrer zum Sozialgericht (SG) Augsburg erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin im
Wesentlichen vorgetragen, die vom Gesetzgeber insbesondere durch das WFG
vorgenommenen Verschlechterungen fÃ¼r SpÃ¤taussiedler und Vertriebene seien
verfassungswidrig. Das zwischen der DDR und RumÃ¤nien abgeschlossene
Ã�quivalenz-Abkommen von 10.4.1986 sei fÃ¼r sie nicht mehr einschlÃ¤gig, da sie
bereits 1985 in die Bundesrepublik Deutschland gekommen sei. Zumindest ab
September 1977 hÃ¤tte die Beklagte zudem die Qualifikationsgruppe 1 anerkennen
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mÃ¼ssen, da sie durch Weiterbildung den II. Grad fÃ¼r das Lehramt zugesprochen
erhalten habe und somit eine "langjÃ¤hrige Berufserfahrung" im Sinne der Anlage
13 zum SGB VI vorliege.

Nach Ansicht der Beklagten sei die Rentenberechnung in Ordnung, auch die
Einstufung in Qualifikationsgruppe 2 sei nicht zu beanstanden. So sei die Ausbildung
der Lehrer in RumÃ¤nien auf unterschiedlichem Niveau durchgefÃ¼hrt worden.
Fachlehrer fÃ¼r den Unterricht in den obersten Klassen mit 4 -5 jÃ¤hrigen
StudiengÃ¤ngen verfÃ¼gten Ã¼ber einen "echten" Hochschulabschluss i.S. der
Qualifikationsgruppe 1. Fachlehrer fÃ¼r mittlere Klassen (bis zur 8.Klasse) wie die
KlÃ¤gerin mit einer Ausbildung von 2 â�� 3 Jahren zÃ¤hlten nicht dazu. Eine solche
TÃ¤tigkeit, die Ã¼blicherweise von Personen mit Fachschulabschluss ausgeÃ¼bt
werde, habe die KlÃ¤gerin inne gehabt. Eine hÃ¶herwertige TÃ¤tigkeit habe die
KlÃ¤gerin deshalb nicht ausgeÃ¼bt. SchlieÃ�lich kÃ¶nne eine hÃ¶here
Qualifikationsgruppe (hier: Nr. 1) aufgrund langjÃ¤hriger Berufserfahrung in einer
hÃ¶herwertigen TÃ¤tigkeit nicht erworben werden.

Durch Urteil vom 30.5.2001 hat das SG die Klage abgewiesen. Streitgegenstand sei
auch der Bescheid vom 11.12.1995, der nach Ã�berprÃ¼fung zutreffend die
Einstufung der von der KlÃ¤gerin in RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten Beitragszeiten
nach Qualifikationsgruppe 2 vorgenommen habe. EinschlÃ¤gig sei seit 1.1.1992 und
damit auch fÃ¼r den vorliegenden Rechtsstreit Â§ 22 Abs.1 FRG idF des RÃ�G vom
25.7.1991, wonach die Bestimmung des Entgelts sich nicht mehr nach
Leistungsgruppen und Wirtschaftsbereichen richte, sondern entsprechend der
Regelung des Â§ 256 b SGB VI Entgeltpunkte zu ermitteln seien. Im Ã�brigen
verstoÃ�e Â§ 22 Abs.1 FRG weder gegen Art. 14 GG noch gegen Art. 3 Abs.1 GG.
Das Ziel des Gesetzgebers, den nach dem FRG berechtigten Personenkreis bei der
Ermittlung des versicherungspflichtigen Entgelts und der Entgeltpunkte nicht besser
oder schlechter zu behandeln als BÃ¼rger der ehemaligen DDR bei Inkrafttreten
des Rentenreformgesetzes fÃ¼r ganz Deutschland zum 1.1.1992, sei am MaÃ�stab
des Art. 14 Abs.1 Satz 2 GG nicht zu beanstanden. Des weiteren verstoÃ�e die zum
1.1.1992 erforderliche Stichtagsregelung, die den Bestandsrenten Vorrang vor den
Rentenanwartschaften gebe, nicht gegen Art. 3 Abs.1 GG. Auch die Einordnung in
die Qualifikationsgruppe 2 sei zu Recht erfolgt. Da die KlÃ¤gerin lediglich ein
dreijÃ¤hriges Studium an einer Hochschule zurÃ¼ckgelegt habe, nach dem
Ã�quivalenz-Abkommen vom 10.4.1986 ausdrÃ¼cklich nur ein mindestens
vierjÃ¤hriges Studium einem Hochschuldiplom der DDR als gleichwertig anerkannt
werde, sei die Ausbildung der KlÃ¤gerin nicht derjenigen eines DDR-BÃ¼rgers
gleichwertig, die zur Einstufung in QualitÃ¤tsgruppe 1 fÃ¼hren wÃ¼rde. Auch
aufgrund einer "langjÃ¤hrigen Berufserfahrung" sei die KlÃ¤gerin nicht hÃ¶her als
nach Qualifikationsgruppe 2 einzustufen. So habe die LehrtÃ¤tigkeit an einer
Volksschule ihrer Ausbildung entsprochen. ZusÃ¤tzliche hÃ¶herwertige Kenntnisse,
die denjenigen von Absolventen einer vierjÃ¤hrigen Ausbildung entsprechen
wÃ¼rden, seien nicht nachgewiesen.

Die Berufung zum Bayer. Landessozialgericht (LSG) stÃ¼tzt die KlÃ¤gerin im
Wesentlichen auf ihr bisheriges Vorbringen. Die Ã�nderungen des FRG zum
1.7.1990, zum 1.1.1992 und insbesondere die Anpassungen (Abzug von 30 % und
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spÃ¤ter von 40 %) seien verfassungswidrig. Die Einstufung mÃ¼sse in
Qualifikationsgruppe 1 geÃ¤ndert werden. FÃ¼r ihr Diplom aus dem Jahre 1968
gelte die 1. DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Verordnung Ã¼ber die Verleihung
akademischer Grade vom 8.9.1956, die das an einer UniversitÃ¤t oder Hochschule
abgelegte Abschlussexamen bzw. die DiplomprÃ¼fung den entsprechenden
PrÃ¼fungen der DDR gleichstelle. Das Ã�quivalenzabkommen vom 10.4.1986 stelle
auf zukÃ¼nftige Absolventen ab, nicht auf "Altabsolventen" wie sie.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 30.5.2001 aufzuheben und die Beklagte
unter AbÃ¤nderung der Bescheide vom 30.12.1998 und vom 15.6.1999 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21.8.2000 zu verurteilen, die Rente
gemÃ¤Ã� dem bis zum 30.6.1990 gÃ¼ltigen Recht zu berechnen, hilfsweise unter
Zuordnung in die Qualifikationsgruppe 1 eine hÃ¶here Rente zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 30.5.2001
zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren die
Prozessakten beider RechtszÃ¼ge sowie die Verwaltungsakten der Beklagten. Auf
ihren Inhalt wird zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach Â§Â§ 143, 151 SGG zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet.

Bereits mit Bescheid vom 11.12.1995 hat die Beklagte die Einstufung der in
RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten Beitragszeiten in Qualifikationsgruppe 2 bindend
festgestellt und dem Rentenbescheid ohne weitere eigenstÃ¤ndige PrÃ¼fung
zugrunde gelegt. Die Beklagte hat die von der KlÃ¤gerin als fehlerhaft gerÃ¼gte
Einstufung sowohl im Bescheid vom 15.6.1999 als auch im Widerspruchsbescheid
vom 21.8.2000 Ã¼berprÃ¼ft, als sie eine Einstufung in Qualifikationsgruppe 1
ausdrÃ¼cklich abgelehnt hat. Auch im gerichtlichen Verfahren hat sie dazu
ausfÃ¼hrlich Stellung genommen, so dass eine formelle Entscheidung nach Â§ 44
SGB X entbehrlich ist.

Nach dem bei Eintritt des Leistungsfalls geltenden Recht steht der KlÃ¤gerin nach
dem Bescheid vom 30.12.1998 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 Abs.1
SGB VI zu. Rentenbeginn ist der 1.4.1998, die Zahlbetrag belÃ¤uft sich unter
BerÃ¼cksichtigung der in RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten Zeiten als nachgewiesene
Zeiten (vgl. Bescheid vom 15.6.1999) auf 1370,75 DM (Stand: 1.8.1999).

Bei der Berechnung der Rente hat die Beklagte die fÃ¼r die RentenhÃ¶he
bedeutsamen Entgeltpunkte fÃ¼r die in RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten
Versicherungszeiten nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 FRG i.V.m. Â§ 256 b SGB VI ermittelt
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und mit dem Faktor 0,6 vervielfÃ¤ltigt. Dieser Rechenschritt folgt aus Â§ 22 Abs.4
FRG idF des Art. 3 Nr. 4 Buchstabe b des Wachstums- und
BeschÃ¤ftigungsfÃ¶rderungsgesetzes (WFG) vom 25.9.1996 (BGBl I S. 1461), das
am 7.5.1996 in Kraft getreten ist (Art. 12 Abs.2 WFG) und auf die KlÃ¤gerin
anwendbar ist. Denn nach der Ã�bergangsvorschrift des Art. 6 Â§ 4 Buchstabe c
FANG idF des Art. 4 Nr. 4 WFG, ebenfalls in Kraft getreten am 7.5.1996 (Art. 12 Abs.
2 WFG), ist die Weitergeltung des FRG in der am 6.5.1996 geltenden Fassung nur
noch fÃ¼r Berechtigte vorgesehen, die vor dem 7.5.1996 ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland genommen haben und deren
Rente vor dem 1.10.1996 beginnt. Die KlÃ¤gerin hat bei Zuzug im September 1985
zwar vor dem 7.5.1996 ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland genommen; der Rentenbeginn liegt aber nach dem
1.10.1996, hier am 1.4.1998. Die rÃ¼ckwirkend ab 7.5.1996 in Kraft getretene
Berechnungsvorschrift des Â§ 22 Abs.4 FRG ist daher auf den im MÃ¤rz 1998
gestellten Antrag der KlÃ¤gerin anzuwenden, nicht aber das zuvor geltende Recht
mit der Einordnung in Leistungsgruppen.

Die Anwendung des Â§ 22 Abs. 1 FRG i.V.m. Â§ 256 b SGB VI, wonach die Einstufung
der BeschÃ¤ftigung in Qualifikationsgruppen nach Anlage 13 zum SGB VI und nicht
mehr nach Leistungsgruppen erfolgt, ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.
Dies hat das SG im angefochtenen Urteil ausfÃ¼hrlich dargestellt und zutreffend
begrÃ¼ndet. Der Senat schlieÃ�t sich diesen AusfÃ¼hrungen an und sieht insoweit
gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGB VI von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

ErgÃ¤nzend ist unter BerÃ¼cksichtigung der BerufungsbegrÃ¼ndung
auszufÃ¼hren, dass insbesondere ein VerstoÃ� gegen das RÃ¼ckwirkungsverbot
nicht vorliegt. Der Gesetzgeber hat die hier maÃ�geblichen Vorschriften durch das
Rentenreformgesetz 1992 vom 18.12.1989 (BGBl I S. 2261) und das
RentenÃ¼berleitungsgesetz (RÃ�G) vom 25.7.1991 (BGBl I S. 1606) mehrfach mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft geÃ¤ndert und in Art. 6 Â§ 4 FANG
Ã�bergangsregelungen geschaffen, die bei einem Rentenbeginn bis zum 1.10.1996
eingreifen kÃ¶nnen.

Nicht Streitgegenstand ist die Frage, ob die 40 %ige KÃ¼rzung der maÃ�geblichen
Entgeltpunkte nach Â§ 22 Abs.4 FRG idF des WFG verfassungsgemÃ¤Ã� ist. Wie
bereits dem Widerspruchsbescheid vom 21.8.2000 zu entnehmen ist, sind derzeit
beim Bundesverfassungsgericht Verfahren zur PrÃ¼fung der
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit dieser Vorschrift anhÃ¤ngig (u.a.: 1 BvL 9/00, 1 BvL 11/00,
1 BvL 12/00). Die Beklagte hat daher das Verfahren in diesem Punkt bis zur
Entscheidung des Bundesverfassungsgericht ruhend gestellt. In der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vor dem SG am 30.5.2001 haben die Beteiligten ihre Bereitschaft zum
weiteren Ruhen bekrÃ¤ftigt, wobei sich die Beklagte bei einer positiven
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht auf die VerjÃ¤hrungsfrist nach 
Â§ 44 Abs. 4 SGB X berufen wird.

Die vom SG bestÃ¤tigte Einstufung der BeschÃ¤ftigung in Qualifikationsgruppe 2
der Anlage 13 zum SGB VI, nicht jedoch in Qualifikationsgruppe 1, ist entgegen der
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Ansicht der KlÃ¤gerin nicht zu beanstanden.

FÃ¼r die in RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten der KlÃ¤gerin (hier:
1.10.1965 â�� 31.8.1985) sind nach MaÃ�gabe des Â§ 22 FRG in der bis zum
31.12.2001 geltenden Fassung Entgeltpunkte in Anwendung des Â§ 256 b Abs.1
Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 8 SGB VI zu ermitteln. Danach werden zur Ermittlung der
Entgeltpunkte die Durchschnittsverdienste berÃ¼cksichtigt, die sich nach
Einstufung der BeschÃ¤ftigung in eine der in Anlage 13 zum SGB VI genannten
Qualifikationsgruppen und nach Zuordnung der BeschÃ¤ftigung zu einem er in
Anlage 14 zum SGB VI genannten Bereiche ergeben. Dabei sind Versicherte in eine
der fÃ¼nf Qualifikationsgruppen der Anlage 13 zum SGB VI einzustufen, wenn sie
deren Qualifikationsmerkmale erfÃ¼llen und eine entsprechende TÃ¤tigkeit
ausgeÃ¼bt haben.

Die Qualifikationsgruppen, die das berufliche Ausbildungssystem der ehemaligen
DDR widerspiegeln, fordern die Vergleichbarkeit eines auÃ�erhalb der DDR
erworbenen beruflichen Abschlusses mit einer Qualifikation in der DDR. So sind der
Qualifikationsgruppe 1 Hochschulabsolventen, der Qualifikationsgruppe 2
Fachschulabsolventen zuzuordnen.

Zur KlÃ¤rung der Frage, ob die BeschÃ¤ftigung der KlÃ¤gerin in RumÃ¤nien der
Qualifikationsgruppe 2 oder 1 zuzuordnen ist, zieht der Senat das "Abkommen
zwischen der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik und der
Regierung der Sozialistischen Republik RumÃ¤nien Ã¼ber die Ã�quivalenz der
Dokumente der verschiedenen Bildungsstufen und der akademischen Berufe" (sog.
Ã�quivalenz-Abkommen) vom 10. April 1986 zum Vergleich heran. Zur Frage der
Gleichwertigkeit von BildungsabschlÃ¼ssen, auf welche die Anlage 13 zum SGB VI
abstellt, kann auf die bilateralen Abkommen der DDR mit anderen sozialistischen
Staaten Ã¼ber die gegenseitige Anerkennung von BildungsabschlÃ¼ssen ohne
weiteres zurÃ¼ckgegriffen werden (vgl. Mitteilungen der LVA Oberfranken und
Mittelfranken 1997, 237 ff, 239; Michael MÃ¼ller, in: Die Angestelltenversicherung
1995, 354 f., 363). Wenn die Bestimmung der Qualifikationsgruppe nach Anlage 13
zum SGB VI danach vorzunehmen ist, welcher DDR-Qualifikation die im
Herkunftsland erworbene Qualifikation entsprach, ist es sachgerecht, insoweit auf
etwa vorhandene Ã�quivalenzabkommen zurÃ¼ckzugreifen. Dies stellt sicher, dass
die Vergleichbarkeit der Wertigkeit des Abschlusses wirklich gewÃ¤hrleistet ist. Auf
die GrÃ¼nde, aus denen diese Ã�quivalenzabkommen frÃ¼her geschlossen worden
sind, kommt es insoweit nicht an. Der Auffassung der KlÃ¤gerin, das Abkommen sei
auf sie nicht anwendbar, kann daher nicht gefolgt werden.

Vorliegend hat die KlÃ¤gerin zwar an der Hochschule fÃ¼r Leibeserziehung in O. die
AbschlussprÃ¼fung als Diplom-Sportlehrerin im Juni 1968 bestanden. Eine
Anerkennung des Diploms Ã¼ber den Hochschulabschluss als gleichwertig scheitert
aber daran, nach Art. 4 Abs.1 des Abkommens mindestens ein vierjÃ¤hriges
Studium zwingend vorgeschrieben ist. Dementsprechend kommt nur eine
Anerkennung auf Fachschulebene nach Art. 3 des Abkommens in Betracht, der
Zeugnisse anderer Studienrichtungen der UniversitÃ¤ten und Hochschulen, die
nach mindestens dreijÃ¤hrigem Studium erworben werden, gegenseitig als
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gleichwertig anerkennt.

Auf die Erste DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Verordnung Ã¼ber die Verleihung
akademischer Grade vom 8.September 1956 (GBl. -DDR- 1956, S. 747, dort: Â§ 1 zu
Â§ 2 der Verordnung) kann sich die KlÃ¤gerin nicht berufen. Danach gibt das in der
Sowjetunion oder in den volksdemokratischen LÃ¤ndern an einer UniversitÃ¤t oder
Hochschule abgelegte Abschlussexamen bzw. die DiplomprÃ¼fung dem
Betreffenden die gleichen Rechte, wie das deutsche Abschlussexamen bzw. das
Diplom einer Fachrichtung. Denn ebenso wie das Ã�quivalenzabkommen vom
10.4.1986 ist auch die Verordnung vom 8.9.1956 mit Inkrafttreten des
Einigungsvertrages vom 3.10.1990 kein in der Bundesrepublik Deutschland
geltendes Recht. Die vormals in der DDR geltenden Rechtsvorschriften dienen
vielmehr nur dazu, die QualitÃ¤t des im Herkunftsland erreichten Abschlusses mit
der jeweiligen DDR-Qualifikation zu vergleichen. Anhaltspunkt ist vorrangig das
Abkommen von 1986, weil es als das jÃ¼ngere Recht die Anerkennung der
verschiedenen Bildungsstufen und der akademischen Grade umfassend geregelt
hat.

Die KlÃ¤gerin kann eine hÃ¶here Einstufung auch nicht auf die PrÃ¤ambel zur
Anlage 13 des SGB VI stÃ¼tzen, wonach Versicherte, die aufgrund langjÃ¤hriger
Berufserfahrung FÃ¤higkeiten erworben haben, die Ã¼blicherweise denen von
Versicherten einer hÃ¶heren Qualifikationsgruppe entsprechen, in diese hÃ¶here
Qualifikationsgruppe einzustufen sind. Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass
die KlÃ¤gerin TÃ¤tigkeiten ausgeÃ¼bt hat, die sonst ausschlieÃ�lich von Personen
mit hÃ¶herer Qualifikation verrichtet worden sind.

Vorliegend hat die KlÃ¤gerin zunÃ¤chst an der Technikerschule (ab 15.10.1968),
danach (ab 1.9.1969 bis 31.8.1985) an der Volksschule in O. Sport unterrichtet und
war gemÃ¤Ã� ihrer Ausbildung angestellt. Sie hat damit aber keine TÃ¤tigkeiten
verrichtet, die typischerweise Hochschulabsolventen mit mindestens vierjÃ¤hrigem
Studium und Diplomabschluss erbringen. Es ist auch nicht nachgewiesen, dass die
KlÃ¤gerin durch Weiterbildung zusÃ¤tzliche hÃ¶herwertige Kenntnisse erworben
hat, die denjenigen der in Art. 4 Abs. 1 des Abkommens aufgefÃ¼hrten Absolventen
entsprechen.

Nach alledem kann die Berufung keinen Erfolg haben und ist als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung, Â§ 193 SGG, beruht auf der ErwÃ¤gung, dass das
Rechtsmittel der KlÃ¤gerin keinen Erfolg hat.

GrÃ¼nde, die Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 03.10.2003
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